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Liebe Mitarbeiterinnen und liebe Mitarbeiter,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

„Männer und Frauen sind gleichberechtigt“. Dieser Satz aus unserem Grund- 
gesetz war und ist heute noch leitend für uns alle und unser Handeln.
Um diesen Verfassungsauftrag zu erreichen, hat jede Dienststelle einen Gleich-
stellungsplan zu erstellen. Dieser soll die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern fördern und auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile hinwirken.
Wir verstehen die Förderung von Chancengleichheit zwischen den Geschlech-
tern als unsere Gemeinschaftsaufgabe und setzen uns aktiv für die Gleichstel-
lung und Förderung der Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf ein. 

Mit dem vorliegenden Gleichstellungsplan für die Jahre 2020 bis 2023 werden 
die Ziele des vorherigen Gleichstellungsplanes evaluiert, erreichte Ziele festge-
halten und darauf aufbauend werden Ziele weiterverfolgt, neu definiert und 
Maßnahmen geplant, die das gesetzgeberische Anliegen der Gleichstellung 
von Frau und Mann fördern sollen.
Der Gleichstellungsplan bietet Perspektiven und konkrete Ansatzpunkte zur 
Gleichstellung von weiblichen und männlichen Beschäftigten und eine gleich-
berechtigte Teilhabe von Frauen in allen Bereichen und Funktionen unserer 
Behörde. Gleichzeitig sollen Frauen und Männer die Möglichkeit haben, Beruf, 
Familie und Pflege miteinander zu vereinbaren, ohne berufliche Nachteile in 
Kauf nehmen zu müssen. Die Bereitschaft männlicher Beschäftigter, die Mög-
lichkeit der Arbeitszeitgestaltung und Beurlaubung in Anspruch zu nehmen, soll 
gestärkt und gefördert werden.

Der Gleichstellungsplan ist ein wesentliches Steuerungsinstrument der Perso-
nalplanung, insbesondere der Personalentwicklung der Dienststelle. Seine 
Umsetzung und Überprüfung ist besondere Verpflichtung der Dienststellenlei-
tung, der Personalverwaltung sowie der Beschäftigten mit Führungs- oder Lei-
tungsaufgaben. Gleichwohl ist eine Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern in allen gesellschaftspolitischen, beruflichen und sonsti-
gen Zusammenhängen des täglichen Lebens nur möglich, wenn dieses Ziel 
selbstverständlicher Bestandteil unseres Alltagshandelns wird. Daher sind 
neben den Führungskräften alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufgefordert, 
an dieser Aufgabe aktiv mitzuwirken.

Vorwort
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Aufgrund des demographischen Wandels und des zunehmenden Fachkräfte-
mangels ist es für eine erfolgreiche Personalplanung und -entwicklung unab-
dingbar, familienfreundliche und lebensphasenbewusste Arbeitsbedingungen 
zu schaffen und zu erhalten. Dass wir das können, wurde uns mit der erfolgrei-
chen Durchführung des Audit berufundfamilie bestätigt. Wir sorgen für eine 
familien- und lebensphasenbewusste Personalpolitik sowie für familiengerechte 
Arbeitsbedingungen. So wurde kürzlich die Dienstvereinbarung zur Telearbeit 
im BSH für alle Beschäftigten geöffnet. 

Eine weitere wichtige Facette des vorliegenden Gleichstellungsplans ist die 
Bestandsaufnahme und Zielformulierung hinsichtlich der Umsetzung gender-
sensibler Sprache.

In diesem Zusammenhang gilt es, Genderkompetenz auf allen Ebenen zu ent-
wickeln bzw. zu erweitern. Dies ist eine wichtige und zugleich herausfordernde 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, geht es doch darum, Haltungen zu verän-
dern, gegebenenfalls „Komfortzonen“ zu verlassen und aktiv eine gerechte 
Gesellschaft der Vielfalt anzustreben.

Mit der Geltungsdauer von vier Jahren bietet uns der vorliegende Gleichstel-
lungsplan Gelegenheit, an der Gestaltung einer gendergerechten Gesellschaft 
mitzuwirken.

Dr. Karin Kammann-Klippstein
Präsidentin

Dajana Ruge
Gleichstellungsbeauftragte
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§ 12 des Gesetzes für die Gleichstellung von Frauen und Männern in der Bun-
desverwaltung und in den Unternehmen und Gerichten des Bundes (BGleiG) 
schreibt die Erstellung eines Gleichstellungsplans für jeweils vier Jahre vor. Der 
Gleichstellungsplan dient der Erreichung der Ziele des BGleiG und ist ein 
wesentliches Instrument der Personalplanung und insbesondere der Personal-
entwicklung. Als Instrument zur Steuerung und Kontrolle trägt er zur Durchset-
zung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern bei.
Das BGleiG dient der Verwirklichung des verfassungsrechtlichen Gebots der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern, das sich im Westlichen aus dem 
Grundgesetz ergibt. Artikel 3 Abs. 2 und 3 GG verbietet es, ohne hinreichenden 
Grund Menschen wegen ihres Geschlechts zu benachteiligen1 oder zu bevor-
zugen und beschreibt den verfassungsrechtlichen Auftrag, die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu fördern und 
auf die Beseitigung bestehender Nachteile hinzuwirken. Somit gehört es zu den 
grundlegenden Aufgaben des BSH, nicht nur für die rechtliche, sondern auch 
für die tatsächliche Gleichstellung der Geschlechter zu sorgen. Ziel ist die Ver-
wirklichung der Gleichstellung von Frauen und Männern, die Beseitigung beste-
hender Benachteiligungen sowie die Verbesserung der Familienfreundlichkeit 
und der Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Berufstätigkeit, darüber hinaus 
die gezielte Behebung der strukturellen Benachteiligung von Frauen2 durch 
deren gezielte Förderung.
Eine weitere gesetzliche Grundlage ist das Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz (AGG), das das BSH dazu verpflichtet, Benachteiligungen aus Gründen 
des Geschlechts (u. a.) zu verhindern oder zu beseitigen.

1	 Einleitung

1	 Das Benachteiligungsverbot umfasst sowohl die unmittelbare wie auch die mittelbare Diskrimi- 
	 nierung

2	 Ist die Benachteiligung einzelner Gruppen in der Gesellschaft, begründet über die gewachsene 
	 Art des Zusammenlebens (Arbeitsteilung, Verteilung der Entscheidungsbefugnisse etc.). Diese 
	 gehen in der Regel mit patriarchalen, homophoben, religiösen und begründeten Konventionen,  
	 Gebräuchen und Traditionen einher, welche die Privilegierung einzelner Gruppen bzw. die 
	 Schlechterstellung anderer Gruppen als „normal“ und vorgegeben erscheinen lassen. 
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Der Gleichstellungsplan wurde vom Sachgebiet Personal und der Gleichstel-
lungsbeauftragten für den Zeitraum von vier Jahren erstellt und tritt am 1. 5. 2020 
in Kraft. Er muss eine Bestandsaufnahme vornehmen, indem er die bestehende 
Situation der Frauen und Männer in der Dienststelle zum 30. 6. des Jahres 
seiner Erstellung (20193) beschreibt und auswertet. Den Vorgaben der § 12 und 
13 BGleiG haben wir dabei Rechnung getragen. Für die Erhebung wurden die 
Gleichstellungsstatistiken aus den Jahren 2016 bis 2019 herangezogen. Die 
Analyse erfolgt jeweils für die Jahre, zu denen inhaltliche Aussagen und 
Schlussfolgerungen getroffen werden können. Ein Vergleich mit den Daten des 
Gleichstellungsplans 2016 – 2019 wird insoweit gezogen, wie eine Vergleichbar-
keit möglich ist. 
Konkrete Zielvorgaben insbesondere zum Frauen- und Männeranteil für jede 
einzelne Führungs- und Leitungsebene mit konkreten Maßnahmen zur Errei-
chung der jeweiligen Zielvorgabe sind zu benennen.

2	 Grundlagen für die Erstellung

3	 Stichtag ist der 30. 6. 2019 
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Die Anzahl der Beschäftigten im BSH ist in den letzten Jahren stetig gestiegen. 
Im Berichtsjahr 2016 waren 812 Personen im BSH beschäftigt. Im Jahr 2019 
waren es 898 Beschäftigte. Das ist eine Steigerung von 10 %. Der positive Trend 
wird auch 2020 nicht abreißen. Dem BSH wurden 82 neue Stellen zugewiesen. 
Der größte Anteil ist für die Abteilung „Ordnung des Meeres“ (O) und durch die 
Novellierung des Wind-See-Gesetzes begründet.
Der Anteil der beschäftigten Frauen ist konstant. Ein Anstieg ist leider nicht zu 
verzeichnen.
Die weiblichen Beschäftigten im BSH entsprechen weiterhin einem Anteil von 
43 %.

Berichtsjahr Beschäftigte
insgesamt

Frauen Männer Beschäftigte 
Schiffe und 

Versuchswerkstatt

Anzahl % Anzahl % Frauen Männer

2016 849 363 42,8 486 57,2 16 134

2017 862 362 42,0 500 58,0 16 135

2018 893 380 42,6 513 57,4 15 135

2019 898 383 42,7 515 57,3 17 139

3.1	
Gesamtbestand

3	 Personalstruktur
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Ein Anstieg des Frauenanteils ist nicht in allen Laufbahngruppen festzustellen. 
So hat sich das Verhältnis von Frauen und Männern im höheren Dienst kontinu-
ierlich zugunsten der Frauen entwickelt. Hier sind die Frauen mittlerweile zu 
50 % vertreten. Im mittleren und im gehobenen Dienst ist der Anteil fast unverän-
dert. Allerdings ist der Frauenanteil im einfachen Dienst in den letzten Jahren 
gesunken.

Aufgrund der Organisationsstruktur lässt sich das BSH in vier Leitungsebenen 
einteilen.

Oberste Leitungsebene:	 Leitung des BSH
Obere Leitungsebene:	 Abteilungsleitung
Mittlere Leitungsebene:	 Referats- und Stabsstellenleitung
Untere Leitungsebene:	 Sachgebietsleitung und Schiffsführung

Das BSH hat im Vergleich zum letzten Gleichstellungsplan einen sehr beacht-
lichen Zuwachs von Frauen in Führungs- und Leitungsfunktionen zu verzeich-
nen. Allerdings ist nach wie vor der größere Anteil der Führungs- und Leitungs-
funktionen mit Männern besetzt. Besonders hervorzuheben ist, dass auch nach 
dem Ausscheiden der langjährigen Präsidentin Frau Breuch-Moritz die Leitung 
von einer Frau übernommen wurde. Seit 1. 11. 2018 ist Frau Dr. Karin Kammann-
Klippstein die Präsidentin des BSH. 
Trotz Einrichtung einer neuen und damit fünften Abteilung ist in der Oberen 
Leitungsebene immer noch keine Frau vertreten. Jedoch ist eine Frau in der 
Vertretungsfunktion des Abteilungsleiters tätig. Bis zum 1. 4. 2020 werden es 
sogar zwei Frauen sein.4 Unabhängig davon konnte ein großer Zuwachs von 

3.2	
Frauenanteil 
nach Lauf- 
bahnen

3.3	
Frauenanteil in 
Führungs-/
Leitungs- 
funktionen

4	 Die Abteilungen O und N werden von Frauen vertreten.



Persona ls t ruk tu r 13

Frauen in der mittleren und unteren Leitungsebene im Vergleich zum letzten 
Berichtszeitraum verzeichnet werden. Es ist ein Anstieg von 24 % (2014) auf 
44 % (2019) bei Frauen in Führungsfunktionen zu verzeichnen. Das ist ein her-
vorragendes Ergebnis und übertrifft damit bei weitem das Ziel, die Anhebung 
des Frauenanteils in der Sachgebiets- und Referatsleitung auf ca. 30 % zu errei-
chen.

Insgesamt beträgt 2019 der Anteil von Frauen in Führungs- und Leitungsposi-
tionen bis einschließlich der mittleren Leitungsebene 44 %. 
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Die Vertretungsfunktion dient der Vorbereitung auf eine Führungsrolle und ist 
somit ein wichtiges Instrument der Personalentwicklung. Der Vertretungsfunk-
tion wird grundsätzlich eine Person namentlich fest zugeordnet.5 

Die oberste Leitungsebene wird von einem Mann vertreten.
In der oberen Leitungsebene (Abteilungen) sind 2 Frauen mit der Vertretung 
beauftragt und stellen somit einen Anteil von 40 %.
In der mittleren Leitungsebene (Referate & Stabsstelle) sind 11 Frauen mit der 
Vertretung betraut und stellen somit einen Anteil von 50 %.
In der unteren Leitungsebene (Sachgebiete & Schiffe) sind 24 Frauen mit der 
Vertretung betraut und stellen somit einen Anteil von 39 %.

In Anbetracht des demographischen Wandels ergibt sich bei der Entwicklung 
der Bewerbungslage ein beständiges Bild. Die absolute Zahl der Bewerbungen 
im dargestellten Zeitraum schwankt erheblich, was mit schwankenden Stellen-
besetzungsverfahren zu begründen ist. Der Abstand zwischen den Geschlech-
tern gleicht sich sukzessive an. Im Jahr 2019 lag der Anteil von Bewerbungen 
von Frauen bei 40 %. Ein nicht so klares Bild zeigt sich bei den Einstellungen. 
Hier schwanken sowohl die absoluten Zahlen als auch die Verteilung nach 
Geschlechtern. Ein Trend ist hier nicht auszumachen. Positiv anzumerken ist, 
dass viele Kandidatinnen und Kandidaten im Vorstellungsgespräch angemerkt 
haben, dass sie sich aufgrund der Auditierung berufundfamilie®6 im BSH 
beworben haben.

3.4	
Frauenanteil in 
Vertretungs-
funktionen

3.5	
Bewerbungen 
und Einstel-
lungen

5	 Vgl. Vertretungsregelung für Führungskräfte im BSH Stand 1. 12. 2019

6	 Das Audit berufundfamilie® ist ein Personal-Management-Instrument, das eine strukturierte und 
	 systematische Auseinandersetzung mit dem Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf in Unter- 
	 nehmen/Behörden ermöglicht. Das Ziel ist die Umsetzung einer nachhaltigen familienbewussten 
	 Personalpolitik und größere Wettbewerbsfähigkeit.



Persona ls t ruk tu r 15

3.5.1	 Entwicklung der Bewerbungen

3.5.2	 Entwicklung der Einstellungen 

3.5.3	 Zeitverträge
Aufgrund fehlender Stellenzuweisungen, dem stetigen Zuwachs an Aufgaben 
und befristeten Besetzungen von Projektdienstposten sowie anderer Dienst-
posten aufgrund von Abwesenheiten (Elternzeitvertretungen, Krankenvertretun-
gen etc.) ist ein Anteil von ca. 18 %7 der Beschäftigten im Rahmen von Zeitver-
trägen beim BSH beschäftigt. 

7	 Mittelwert aus den Jahren 2016  –  2019
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Die Zahl der Beschäftigten mit Zeitverträgen8 im BSH ist im Vergleich zum Jahr 
2011 deutlich gestiegen. Im Jahr 2011 waren 80 Beschäftigte (entspricht 9 % 
der Gesamtbeschäftigten), davon 38 Frauen (47,5 %) befristet eingestellt. Bis 
zum Jahr 2019 ist die Zahl auf 146 Beschäftigte (entspricht 16,25 % der Gesamt-
beschäftigten) gestiegen, davon sind 62 Frauen (42,46 %).

Hier wurde ein längerer Zeitraum betrachtet, um den Trend abzubilden.

3.5.4	 Übergänge in unbefristete Beschäftigungsverhältnisse

Hier wurde ein längerer Zeitraum betrachtet, um den Trend abzubilden.

Die Anzahl der weiblichen Beschäftigten, die von einem befristeten in ein unbe-
fristetes Beschäftigungsverhältnis wechseln, schwankt stark. Dies hängt jedoch 
von Faktoren ab, die die Dienststelle nur sehr bedingt beeinflussen kann, z.  B. 
ob und welche Haushaltsstellen durch den BMF zur Entfristung freigegeben 
werden, ob eine als Vertretung eingestellte Person dauerhaft übernommen wer-
den kann usw. Das Hauptaugenmerk sollte daher nicht auf die Entfristung, son-
dern bereits auf die befristete Einstellung gelegt werden.

8	 Hier sind die Verträge nach dem Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (Teil- 
8	 zeit- und Befristungsgesetz – TzBfG) gemeint.
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Im letzten Berichtsjahr wurden am BSH insgesamt 41 junge Menschen, davon 
16 Frauen und 25 Männer, in sieben verschiedenen Berufsbildern ausgebildet 
und verteilen sich wie folgt:

Ausbildung zum/zur Verwaltungsfachangestellten	 3 ♀ und 1 ♂ Auszubildende9 
Ausbildung zum/zur Schiffsmechaniker/in	 5 ♀ und 11 ♂ Auszubildende
Ausbildung zum/zur Feinwerkmechaniker/in	 1 ♀ und 4 ♂ Auszubildende
Ausbildung zum/zur Geomatiker/in	 3 ♀ und 4 ♂ Auszubildende
Ausbildung zum/zur Fachangestellten	
für Medien und Informationsdienste9	 2 ♀ Auszubildende
Ausbildung zum/zur Fachinformatiker/in	
Systemintegration	 1 ♀ und 2 ♂ Auszubildende
Duales Studium Elektrotechnik	 1 ♀ und 2 ♂ Auszubildende

Das unausgewogene Verhältnis zwischen Frauen und Männern ist hier auf die 
Ausbildungsberufe am BSH zurückzuführen, die eher zur sogenannten „Männer-
domäne“ zu zählen sind. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Anzahl der Auszubildenden im BSH 
rückläufig ist. Dies ist darin begründet, dass seit 2016 nur noch bedarfsorien-
tiert ausgebildet wird. 

3.6	
Auszubildende

9	 Im Berichtszeitraum haben zwei ♀ Auszubildende das Ausbildungsverhältnis vorzeitig beendet.
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Um den eigenen Personalbedarf zu decken und Personalentwicklung zu betrei-
ben, wurden in den vergangenen Jahren vermehrt Beschäftigte zu Aufstiegs-
fortbildungen ermutigt. 
Hierbei wurden folgende Aufstiegsfortbildungen/Aufstiegsstudiengänge und 
Entwicklungsdienstposten vom BSH ermöglicht und unterstützt:

Aufstiegsfortbildungen:
Fortbildung zum/zur Seevermessungstechniker/in	 2 ♀ und 6 ♂
Fortbildung zum/zur Verwaltungsfachwirt/in	 1 ♀
Fortbildung zum/zur Bootsführer/in	 2 ♀

Aufstiegsstudiengänge:
Studium in der Geodäsie/Vermessung	 1 ♀ und 2 ♂
Fernstudiengang Verwaltungsmanagement	 1 ♀10 und 3 ♂
Studium der technischen Informatik	 1 ♂
Studium der Geodäsie/angewandte Geodäsie	 1 ♀ und 2 ♂ 

Entwicklungsdienstposten:
Studium der Geoinformatik	 1 ♀
Staatlich geprüfte/r Elektrotechniker/in	 1 ♂

Die Dienststelle fördert auch eigeninitiierte Fortbildungsanstrengungen von 
Beschäftigten, wenn die Teilnahme an dienstlich angebotenen Maßnahmen aus 
familiären oder anderen Gründen nicht möglich ist und die Qualifizierung zu 
einer verbesserten Bewerbungsfähigkeit im BSH bzw. im Geschäftsbereich des 
BMVI führt. Eine Unterstützung wird dabei u. a. in Form von Dienstbefreiung 
(maximal 5 Tage/Jahr) geleistet.11 

Das BSH hat jedes Jahr die Möglichkeit, für besondere Leistungen der Beschäf-
tigten12 Leistungsprämien zu vergeben, bzw. für verbeamtete Kolleginnen und 
Kollegen den Aufstieg in eine höhere Leistungsstufe zu ermöglichen. Die 
Besonderheit hierbei ist, dass eine Leistungsprämie für eine einmalige beson-
dere Leistung und eine Leistungsstufe bei einer dauerhaft herausragenden 
Leistung zu vergeben ist. Leistungsprämien können an alle Beamtinnen/Beam-
ten und Tarifbeschäftigten vergeben werden. Leistungsstufen werden nur für 
diejenigen Beamtinnen und Beamten vergeben, die sich noch nicht in der End-
stufe befinden.

3.7	
Aufstiegs- 
fortbildungen/
Aufstiegs- 
studiengänge/
Entwicklungs-
dienstposten

3.8	
Leistungs- 
prämien und 
Leistungsstufen

10	 Eine Kollegin konnte aufgrund familiärer Verpflichtungen das Studium nicht antreten.

11	 Vgl. hierzu die Dienstvereinbarung zur Fort- und Weiterbildung im BSH vom 16. 4. 2019

12	 Beamtinnen und Beamte (BBG) sowie Tarifbeschäftigte (TVöD)
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Leistungsprämien (LP) der Beamtinnen und Beamten*

Jahr Anzahl der
Beamten/innen

davon
Frauen

vergebene
LP

männl. weibl.

2016 144 63 (43 %) 30 14 16 (53 %)

2017 159 72 (45 %) 34 19 15 (44 %)

2018 168 78 (46 %) 34 17 17 (50 %)

2019 176 85 (48 %) 36 15 21 (58 %)

* In der Anzahl der vergebenen Leistungsprämien sind auch die Beamtinnen/Beamten enthalten, 
* die eine Teamprämie erhalten haben.

Leistungsstufen der Beamtinnen und Beamten*

Jahr Anzahl der
Beamten/innen 

davon
Frauen

vergebene 
Stufe

männl. weibl.

2016  89 49 0 0 0

2017  97 54 3 0 3

2018 107 62 4 0 4

2019 114 65 2 0 2

* Im Jahr 2016 wurde keine Leistungsstufe vergeben. Der Anteil der vergebenen Leistungsstufen an 
* Beamtinnen entsprach mindestens 50 % der Beamtinnen und Beamten im BSH.

Leistungsprämien (LP) der Tarifbeschäftigten*

Jahr Anzahl der Tarif-
beschäftigten

davon
Frauen

vergebene
LP

männl. weibl.

2016 643 271 (42 %) 111 60 51 (46 %)

2017 653 275 (42 %) 127 70 57 (45 %)

2018 671 283 (43 %) 120 63 57 (48 %)

2019 680 280 (41 %) 141 80 61 (43 %)

* Ab 2016 wurden erstmals an Tarifbeschäftigte Leistungsprämien gezahlt.
* In der Anzahl der vergebenen Leistungsprämien sind auch die Tarifbeschäftigten enthalten, die 
* eine Teamprämie erhalten haben.

Durch die Neufassung des § 18 TVöD (Bund) wurde das bisherige Leistungs-
entgelt von einem tarifrechtlich vorgeschriebenen Instrument in eine freiwillige 
Option des Arbeitgebers umgewandelt. Mit diesem Instrument kann jährlich ein 
Gesamtvolumen von bis zu 1 % der Monatsgehälter des Vorjahres für die Leis-
tungsbezahlung zur Verfügung gestellt werden. Die genaueren Einzelheiten zur 
Umsetzung richten sich weiterhin nach dem unverändert gebliebenen Leis-
tungsTV-Bund.
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Als alternatives Instrument der Leistungsbezahlung hat das BMI im Einverneh-
men mit dem BMF übertarifliche Möglichkeiten geschaffen. Die für die Beamtin-
nen und Beamten des Bundes bereits seit längerem geltenden Regelungen für 
Leistungsprämien und Leistungszulagen können nun auch auf die Tarifbeschäf-
tigten angewendet werden. Hierdurch wird die Leistungsbezahlung für die Tarif-
beschäftigten des Bundes weiter flexibilisiert. So können künftig leichter beson-
dere Leistungen in gemischten Teams aus Tarifbeschäftigten und Beamtinnen/
Beamten gemeinsam honoriert werden.13 

Im Geltungszeitraum des letzten Gleichstellungsplanes (2016  –  2019) fand eine 
Beurteilungsrunde im Jahr 2017 statt.

Zum 1. 1. 2020 tritt die neue Richtlinie für die Beurteilung der Beamtinnen und 
Beamten in der gesamten Bundesverwaltung für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur (Beurteilungsrichtlinie BMVI) in Kraft. Neu ist, dass die Beamtinnen und 
Beamten alle zwei Jahre zu einem Stichtag nach ihrer fachlichen Leistung, Be-
fähigung und Eignung zu beurteilen sind (Regelbeurteilung). Der Beurteilungs-
stichtag wird einheitlich auf den 1. Januar, beginnend mit dem Jahr 2020, fest-
gelegt.
Gegenstand der dienstlichen Beurteilung sind die im Beurteilungszeitraum auf 
der Grundlage der übertragenen dienstlichen Aufgaben gezeigten fachlichen 
Leistungen sowie die Befähigung und Eignung der zu beurteilenden Person. 
Die im gesamten Beurteilungszeitraum gezeigten fachlichen Leistungen der zu 
beurteilenden Person sind nach den Vorgaben der Rechtsprechung ausschließ-
lich an den Anforderungen des Statusamtes zu messen, das die zu beurteilende 
Person zum Beurteilungszeitpunkt innehat. Für jedes Statusamt wurden daher 
Statusamtsprofile entwickelt. Die Statusamtsprofile legen Ausprägungsgrade 
für die Einzelkriterien fest, die die Grundlage für die Gewichtung der Einzel-
bewertungen bilden.14 Ergänzende Ausführungen und Bestimmungen finden 
sich in der Anlage 5 zur Beurteilungsrichtlinie des BMVI wieder.

3.9	
Beurteilungen 
und 
Beförderungen

13	 Vgl. hierzu die Veröffentlichungen des BMI und den Tarifvertrag über das Leistungsentgelt für die 
13	 Beschäftigten des Bundes (LeistungsTV-Bund).

14	 Vgl. hierzu https://intranet.res.bund.de/BSH/Home/Personal/Personalangelegenheiten/ 
13	 Beurteilungen/Anlagen/Downloads/Beurteilungsrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Note Gesamtanzahl Frauen Männer %-Anteil 
Frauen an der 
Gesamtzahl

TZ Tel.
Arb.

2011 2014 2017 2011 2014 2017 2011 2014 2017 2011 2014 2017 2017 2017

Y   5   1   0  2  1  0  3  0  0 40 100   0  0  0

X  15  14  17  6  7  9  9  7  8 40  50  53  6  7

A3  59  73  78  9 31 37 40 42 41 32  42  48 19 11

A2  29  17  28 12  8 14 17  9 14 41  47  48  8 11

A1   2   2   0  1  0  0  1  2  0 50   0   0  0  0

B   0   0   1  0  0  1  0  0  0  0   0 100  0  0

Gesamt 110 107 124 40 47 61 70 60 43 33 29

Hier wurde ein längerer Zeitraum betrachtet, um den Trend abzubilden.

Zur Gewährleistung der Anforderungen des Datenschutzes müssen Vergleichs-
gruppen zusammengefasst werden. Eine Differenzierung in Teilzeit und Tele-
arbeit war aufgrund der Wahrung der Anonymität bis 2016 nicht möglich, da die 
Anzahl der zu beurteilenden Beamtinnen und Beamten zu gering war.

Die Verteilung der Spitzennote X15 hat sich mit 53 % zugunsten der Frauen aus-
gewirkt.

Die Beförderungen erfolgen im BSH nach Eignung, Befähigung und der Leis-
tung der Beamten und Beamtinnen. Die Übertragung eines höherwertigen 
Dienstpostens sowie die statusrechtliche Beförderung treffen nicht immer 
zusammen, da eine Beförderung nur vollzogen werden kann, wenn eine freie 
Planstelle zur Verfügung steht.

3.10	
Übersicht der 
Beurteilungen 
für Beamtinnen 
und Beamte 

15	 Die Leistungen übertreffen die hohen Anforderungen regelmäßig. Außergewöhnliche Leistungen 
13	 und Fähigkeiten ragen während des gesamten Beurteilungszeitraumes deutlich heraus (Beurtei- 
13	 lungsrichtlinie BVBS aus 2015)

3.11	
Übersicht 
Beförderungen 
der Beamtinnen 
und Beamten
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Im Jahr 2016 war der Anteil der beförderten Frauen und Männer ausgeglichen. 
In den Jahren 2017 – 2019 wurden deutlich mehr Männer als Frauen befördert. 
Um einen gerechten Anteil von Frauen bei Beförderungen zu erreichen, sollten 
Führungskräfte bei Beurteilungen besonderes Augenmerk auf die gerechte Ver-
teilung der Spitzennoten legen. Dabei ist der allgemeine Erfahrungsgrundsatz 
zu berücksichtigen, dass die Qualität erbrachter Leistungen normalerweise 
nicht geschlechtsspezifisch ist.

Auf eine Darstellung für den mittleren und einfachen Dienst wird aus Daten-
schutzgründen verzichtet. Im BSH sind nur zwei Beschäftigte im mittleren Dienst 
verbeamtet. Die Beschäftigten im einfachen Dienst sind ausnahmslos als Tarif-
kräfte beschäftigt. Aufgrund der geringen Anzahl an Beförderungen ist eine 
weitere Trennung nach gehobenen und höherem Dienst aus Datenschutzgrün-
den nicht möglich. 

Die Fortbildungen im BSH können aus den Programmen des AFZ Hannover, der 
BAKöV sowie aus dem der ZAF Hamburg von den Mitarbeitern und Mitarbeite-
rinnen ausgewählt werden. Darüber hinaus können Beschäftigte einen Fortbil-
dungsbedarf anmelden, für den sie entweder selber einen Anbieter benennen 
oder über die Bildungsstelle einen Veranstalter ermitteln lassen.
Weiterhin werden zusätzlich anfallende Betreuungskosten16 vom BSH erstattet 
und die Fortbildungen werden nach Möglichkeit auch in Teilzeit ermöglicht. 
Teilzeitfortbildungen sind z. B. bei der ZAF Hamburg und bei der BAköV mög-
lich. Im Berichtszeitraum haben sieben Beschäftigte die Möglichkeit auf Erstat-
tung von zusätzlich anfallenden Betreuungskosten genutzt.

Die Anzahl der durchgeführten Fortbildungen ist im Berichtszeitraum konstant. 
Es ist zu beobachten, dass sich der Frauenanteil in den Fortbildungen zuneh-
mend dem Männeranteil angeglichen hat. Das kann u. a. daran liegen, dass 
viele Schulungen/Seminare im Rahmen von Inhouse-Schulungen durchgeführt 
wurden. So konnten Reisezeiten und längere Abwesenheitszeiten vom Wohnort 
der Beschäftigten vermieden werden.

3.12	
Fort- und 
Weiterbildung

16	 Vgl. hierzu die Empfehlungen zur Erstattung von Betreuungskosten für Kinder oder pflegebedürf- 
	 tige Personen nach § 10 Abs. 2 Satz 4 Nr. 2 BGleiG des BMFSJ vom 29. 1. 2019.
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Beschäftigte, die sowohl gesetzlich vorgeschriebene Fortbildungen als auch Fachfortbildungen 
besucht haben, wurden in der Grafik den Fachfortbildungen zugeschrieben.



24 G le ichs te l l ungsp lan  des  BSH 2020–2023

Der Anstieg der Fortbildungen ab 2016 ist dem vermehrten Angebot an Inhouse-
Schulungen (z. B. Umgang mit den Feuerlöschern, den Einweisungen in den 
Defibrillator, der Ladungssicherung, AdeBA, Korruptionsprävention, Hand-
lungshilfe 4.0, Führungskräfteschulungen etc. sowie Inhouse-Schulungen in 
Kooperation mit der BAKöV) zuzuschreiben, die allen Beschäftigten bzw. 
besonderen Beschäftigtengruppen angeboten wurden. Der erkennbare Zwi-
scheneinbruch im Berichtszeitraum 2017/2018 erklärt sich aus dem personellen 
Engpass in der Personalentwicklung, wodurch weniger Fortbildungen realisiert 
werden konnten. 

Die Verteilung der Teilnehmenden auf die Gruppe der Frauen und Männer ent-
spricht der prozentualen Verteilung der Geschlechter im BSH. 

Die meisten Fortbildungen werden vom mittleren und gehobenen Dienst in 
Anspruch genommen – die wenigsten im einfachen Dienst. Dies resultiert aus 
der Tatsache, dass die Gruppe der Beschäftigten im einfachen Dienst im BSH 
geringer vertreten ist als alle anderen.
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Der Anteil der teilzeitbeschäftigten Frauen und Männer an den Fortbildungen ist 
nach wie vor geringer als der Anteil der in Vollzeit Beschäftigten. 
Dies deckt sich mit dem Anteil der Teilzeitbeschäftigten im BSH insgesamt. 
Erkennbar ist aber, dass immer mehr Männer in Teilzeitbeschäftigung an Fortbil-
dungen teilnehmen.
Durch das vielfältige Angebot an Inhouse-Schulungen lassen sich für Teilzeit-
kräfte mit Familienpflichten zwar Beruf und Familie besser vereinbaren, weil ein 
Fernbleiben über mehrere Tage von der Familie entfällt. Allerdings werden sich 
die Seminarzeiten aufgrund der vielfältigen Teilzeitmodelle im BSH auch bei 
internen Fortbildungen immer an den Bedürfnissen der Teilnehmergruppe orien-
tieren und nicht an denen einzelner Beschäftigter. Die Inhouse-Seminare be-
ginnen i.  d. R. nicht vor Beginn der Funktionszeit.
Auffallend ist schließlich noch, dass der Anteil der teilzeitbeschäftigten Frauen 
und Männer an den Fortbildungen nach wie vor geringer ist als der Anteil der in 
Vollzeit Beschäftigten. 
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Nach wie vor nutzen mehr Frauen als Männer die Möglichkeit der Teilzeitbe-
schäftigung. 27 % der im BSH beschäftigten Frauen nutzen ein Teilzeitmodell, 
bei den Männern beträgt dieser Anteil lediglich rund 8 %.

3.13	
Teilzeitbe- 
schäftigung
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Mit dem Inkrafttreten der Dienstvereinbarung über die Einführung von Telearbeit 
im März 2009 und der Erweiterung im Jahr 2018 haben sich die Anträge auf 
Einrichtung eines Telearbeitsplatzes im BSH kontinuierlich erhöht. Das BSH 
verfolgt damit das Ziel, flexible Arbeitsformen zu ermöglichen. Insbesondere 
soll erreicht werden, familiäre, gesundheitliche und berufliche Anforderungen 
besser miteinander zu vereinbaren und den besonderen Belangen von Men-
schen mit Behinderung Rechnung zu tragen. Telearbeit kann nur erfolgreich 
praktiziert werden, wenn sich für beide Seiten Vorteile aus ihrer Nutzung erge-
ben. Mit der Einrichtung eines Telearbeitsplatzes entfällt in der Regel das täg-
liche Pendeln zwischen der Wohnung und der Arbeitsstätte. Durch diese Kosten- 
und Zeitersparnis können die Beschäftigten ihren Beruf individueller mit ihrem 
Privatleben vereinbaren und erhalten durch Telearbeit die Möglichkeit, eigen-
verantwortlicher und selbständiger zu arbeiten. Die Dienststelle hat ihrerseits 
intern Interesse an einem größeren Handlungsspielraum bei der Nutzung von 
Büroraum und sonstiger Infrastruktur sowie an der Steigerung der Motivation 
der Beschäftigten. Ferner eröffnet Telearbeit die Möglichkeit zur Aufstockung 
von Teilzeit und optimiert damit die Aufgabenerledigung. Nach außen stärkt 
eine moderne Dienstvereinbarung zur Telearbeit die Attraktivität des BSH als 
Arbeitgeber und eröffnet damit weitere Möglichkeiten zur Personalgewinnung. 
Im Zuge des demografischen Wandels gewinnt dieses Angebot zunehmend an 
Bedeutung im Auswahlverfahren.

3.14	
Telearbeit



3.15	
Mobiles Arbei-
ten im BSH
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Mit der Einführung einer eigenständigen Dienstvereinbarung zur Mobilen Arbeit 
im BSH im Jahr 2018 wurde eine weitere Möglichkeit zur flexiblen Arbeitsgestal-
tung geschaffen und verstetigt. Beschäftigte können bis maximal 20 Arbeits-
tage im Kalenderjahr17 von der Pflicht zur persönlichen Anwesenheit in der 
Dienststelle entbunden werden und so zeitlich und örtlich flexibel tätig werden. 
So kann eine flexible Gestaltung der Arbeitszeit nach den individuellen Bedürf-
nissen der Beschäftigten ermöglicht werden. Sie dient der Vereinbarkeit von 
Familie, Pflege und Beruf.

Im Jahr 2019 haben 264 Beschäftige an 1040 Tagen mobil gearbeitet. Die 
prozentuale Verteilung der Geschlechter hält sich die Waage (133 Frauen und 
131 Männer).

Im BSH gibt es eine Vielzahl aktiver Projekte, die von internen Beschäftigten 
unterstützt und geleitet werden. Diese Projekte sind verschiedener Natur: 
BSHintern, ressortgebunden, ressortübergreifend, europäisch bzw. weltweit. 
Die Projekte umfassen folgende Bereiche: Forschung und Entwicklung (F&E), 
Informationstechnik (IT) und Verwaltung.

Die Zielvorgabe zur geschlechtergerechten Besetzung von Projektleitungen 
wurde auch in diesem Berichtsjahr nicht erreicht. Da Projektleitungen zur Vorbe-
reitung auf eine künftige Leitungs-/Führungsfunktion genutzt werden können, ist 
bei der Besetzung/Benennung der Projektleitungen zukünftig verstärkt auf eine 
geschlechtergerechte Besetzung zu achten. 

17	 Grundlage hierfür ist eine 5-Tage-Woche.

3.16	
Projekte

Projektleitungen

Jahr Anzahl der
Projekte

Leitung
männlich ♂

Leitung
weiblich ♀

%
Verteilung

2016 37 26 11 30 %

2017 38 22 16 42 %

2018 39 23 16 41 %

2019 35 22 13 37 %
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3.17	
Elternzeit

Jeder Elternteil hat Anspruch auf Elternzeit18 zur Betreuung und Erziehung sei-
nes Kindes, bis dieses sein drittes Lebensjahr vollendet hat. Die Elternzeit ist ein 
Anspruch der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers gegenüber dem Arbeit-
geber. Während der Elternzeit ruhen die Hauptpflichten des Arbeitsverhältnis-
ses. Das Arbeitsverhältnis bleibt aber bestehen, und nach Ablauf der Elternzeit 
besteht ein Anspruch auf Rückkehr zur früheren Arbeitszeit. Da das Arbeitsver-
hältnis während der Elternzeit lediglich ruht und mit dem Ende der Elternzeit 
wieder vollständig auflebt, ist die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer gemäß 
der im Arbeitsvertrag getroffenen Vereinbarungen zu beschäftigen. Gleiches 
gilt für die Beamtinnen und Beamten.

Während der Elternzeit ist eine Teilzeiterwerbstätigkeit von bis zu 30 Wochen-
stunden zulässig. Bei gleichzeitiger Elternzeit können die Eltern somit insge-
samt 60 Wochenstunden (30 + 30) erwerbstätig sein. Beide Elternteile können 
gleichzeitig bis zu drei Jahre Elternzeit in Anspruch nehmen. Im BSH wurde im 
Berichtszeitraum von 126 Beschäftigten Elternzeit beantragt. 

Die Zeiten verteilen sich wie folgt: 
64 weibliche Beschäftigte haben im Berichtszeitraum Elternzeit beantragt. Die 
durchschnittliche Dauer der Elternzeit lag bei 11 Monaten. Erfreulich ist, dass 
42 der männlichen Beschäftigten Elternzeit für die Betreuung und Erziehung 
ihrer Kinder beantragt haben. Die Dauer der Elternzeit lag bei durchschnittlich 
vier Monaten.

Im Rahmen der Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf können unsere 
Beschäftigten u. a. familienbedingten Sonderurlaub, unbezahlte vollständige 
oder teilweise Freistellung für einen familiären Pflegefall in Anspruch nehmen. 
Weiterhin können Beschäftigte die Leistungen der „awolifebalance“ in Anspruch 
nehmen. Hierzu zählen unter anderem die Kinderbetreuung, Notfallbetreuung 
von Kindern und Hilfestellungen zur Pflege von Angehörigen. Die entstehenden 
Beratungs- und Vermittlungsgebühren trägt der Arbeitgeber. Das BSH unter-
stützt die Beschäftigten mit diesem Angebot in allen Lebenslagen.

Im Berichtszeitraum haben zehn Beschäftigte familienbedingten Sonderurlaub 
bzw. die Freistellung nach dem Pflegezeitgesetz in Anspruch genommen.

3.18	
Freistellung, 
Beurlaubungen 
und Sonder- 
urlaub

18	 Näheres dazu wird im Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Eltern- 
	 zeitgesetz – BEEG) geregelt.
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3.19	
Sexuelle 
Belästigung

Sexuelle Belästigung ist ein unangenehmes Thema. Es sind zum überwiegen-
den Teil Frauen betroffen. Für die Betroffenen ist die nervliche Belastung extrem. 
Gerade am Arbeitsplatz ist die Möglichkeit, „einfach wegzugehen“, kaum mög-
lich.
Stiller Rückzug, kommentarlose Akzeptanz, sich schämen und deshalb schwei-
gen, können die furchtbare Situation nicht verändern. Sexuelle Belästigung darf 
unter keinen Umständen geduldet werden! Wir und Ihre Führungskräfte unter-
stützen Sie in dieser Situation! Die derzeit in Erarbeitung befindliche „Dienstver-
einbarung zum Fairen Umgang und Konfliktmanagement im BSH“ kann Ihnen 
dabei Unterstützung bieten.19

Natürlich gibt es kein Patentrezept, da jede Situation anders ist und jede Frau 
eine solche Situation auf individuelle Art und Weise verarbeiten muss. Wichtig 
ist es aber für alle, zu wissen, wo man Hilfe erhalten, wo man erzählen, sich Rat 
holen und erfahren kann, wie man sich zur Wehr setzen kann. Verschiedene 
Ansprechpersonen in unserer Verwaltung stehen dabei zur Verfügung. Neben 
den Führungskräften sind dies die Gleichstellungsbeauftragte, die Interessen-
vertretungen, die Konfliktlotsinnen/Konfliktlotsen20 oder die nach § 13 AGG ein-
gerichtete Beschwerdestelle im Sachgebiet „Personal“. Das AGG regelt im § 12 
die Pflichten des Arbeitgebers und zeigt auf, dass es zur Organisationspflicht 
des Arbeitgebers gehört, sexuelle Belästigungen auszuschließen.

19	 Die v. g. Dienstvereinbarung enthält u. a. die klare Ablehnung von Diskriminierung, Mobbing, 
	 Gewalt und sexueller Belästigung. Auch ist die Einrichtung eines Konfliktlotsenpools angestrebt.

20	 Wird in der „Dienstvereinbarung zum Fairen Umgang und Konfliktmanagement im BSH“ geregelt 
	 und tritt ca. im Juni 2020 in Kraft.
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Mit dem Gleichstellungsplan 2016  –  2019 wurde die Verpflichtung zur Förderung 
weit ausgelegt, um die Gleichstellung von Mann und Frau in allen Bereichen 
und für alle Beschäftigtengruppen im BSH zu erreichen.
Ziel des Gleichstellungsplanes war nicht nur die Beseitigung von Unterreprä-
sentanzen von Frauen, sondern auch die Berücksichtigung unterschiedlicher 
Lebensphasen und -modelle, um diese mit der Arbeitswelt bestmöglich in Ein-
klang zu bringen.
Als grundsätzliches Ziel galt es, den Frauenanteil in den Bereichen zu erhöhen, 
in denen sie unterrepräsentiert sind. Dies ist in vielen Bereichen gelungen. 
Einige Ziele, die erreicht wurden, sollen hier kurz erwähnt werden:

Abbau von Unterrepräsentanzen – gerade in Leitungspositionen

•	 Erhöhung des Frauenanteils in Führungs- und Leitungsfunktionen auf 30 %.
✔✔ Im Berichtszeitraum sind 44 % Frauen in Führungsfunktionen tätig. Somit 
wurde das Ziel von 30 % weit übertroffen.

•	 Leitungspositionen werden in Teilzeit ausgeschrieben, können geteilt wer-
den, und Telearbeit ist grundsätzlich möglich.

✔✔ Gemäß § 6 BGleiG werden alle Dienstposten mit dem Hinweis, dass der 
Arbeitsplatz in Teilzeit besetzt werden kann, ausgeschrieben. Im Berichts-
zeitraum wurde keine Führungsfunktion geteilt wahrgenommen. Telearbeit 
ist für Führungskräfte möglich und wird auch genutzt. 2019 waren 16 % der 
Führungskräfte im BSH in Telearbeit tätig.

Führungskräfteentwicklung/Projektleitungen

•	 Frauen sollen von ihren Führungskräften gezielt aufgefordert werden, die 
Leitung von Projektgruppen zu übernehmen. 

✔✔ Die Zielvorgabe zur geschlechtergerechten Besetzung von Projektleitungen 
wurde auch in diesem Berichtsjahr nicht erreicht. Lediglich 37 % der Projekt-
leitungen waren 2019 weiblich.

•	 Zur Vorbereitung auf eine Führungsrolle werden vermehrt weibliche 
Beschäftigte mit Vertretungen von Leitungsfunktionen betraut.

✔✔ Die Zielvorgabe wurde erreicht. In der oberen Leitungsebene werden 40 % 
von weiblichen Beschäftigten vertreten. In der mittleren Leitungsebene wer-
den 50 % von weiblichen Beschäftigten vertreten und in der unteren Lei-
tungsebene werden 39 % von weiblichen Beschäftigten vertreten.

4	 Zielvorgaben aus dem 
Gleichstellungsplan 2016 – 2019
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•	 Bis Ende 2016 wird ein Führungsleitbild entwickelt, das aktiv auf Frauenför-
derung und Vereinbarkeit von Familie und Beruf hinweist.

✔✔ Das Ziel wurde erreicht. 2018 wurde mit der Einführung des Führungsleitbil-
des21 und den darin enthaltenen zehn Rollen einer Führungskraft die Förde-
rung der Führungskräfte und die Verbesserung der Arbeitssituation als zent-
rales strategisches Anliegen der Hausleitung umgesetzt.

✔✔ Weiterhin wurde 2019 erstmalig ein Führungsfeedback im BSH durchge-
führt. 79% der Beschäftigten haben bestätigt, dass sie insgesamt mit ihren 
Führungskräften zufrieden sind. 

•	 Beschäftigte, die mit der Vertretung einer Leitungsposition betraut sind, wird 
die Teilnahme an einer Führungskräfteschulung ermöglicht.

✔✔ Die Zielvorgabe wurde erreicht. Allen Beschäftigten, die mit Vertretung einer 
Leitungsposition betraut sind, wird die Teilnahme ermöglicht.

Beurteilungen

•	 Bei der Vergabe der Spitzennoten sowie bei der Verteilung in den Laufbah-
nen ist ein ausgewogenes Verhältnis zu realisieren.

✔✔ Die Verteilung der Spitzennote X22 hat sich mit 53 % zugunsten der Frauen 
ausgewirkt. Das Ziel wurde somit übertroffen.

Fort- und Weiterbildung

•	 Es werden insbesondere Fortbildungen für Vertretungen von Führungskräf-
ten angeboten.

✔✔ Die Zielvorgabe wurde erreicht. 32 Beschäftigte wurden im Berichtszeitraum 
geschult.

•	 Bei der Auswahl von Fortbildungsangeboten werden Kriterien wie Gleich-
stellung und geschlechterneutrale Sprache einbezogen und im Feedback-
bogen abgefragt. 

✔✔ Dieses Ziel wurde nicht erreicht. 

•	 Das Fortbildungsangebot berücksichtigt insbesondere die Bedürfnisse von 
Teilzeitkräften. 

✔✔ Das Ziel ist weiter auszubauen. Aktuell werden, soweit möglich, Seminare in 
Teilzeit angeboten. Das erfolgt u. a. im Rahmen von Inhouse-Schulungen, 
e-Learning Systemen und durch Multiplikatorinnen und Multiplikatoren.

21	 Vgl. hierzu das Konzept Führung stärken vom 28. 6. 2018

22	 Die Leistungen übertreffen die hohen Anforderungen regelmäßig. Außergewöhnliche Leistungen  
	 und Fähigkeiten ragen während des gesamten Beurteilungszeitraumes deutlich heraus (Beurtei- 
	 lungsrichtlinie BVBS aus 2015).
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Ausbildung

Um noch mehr junge Frauen für die Ausbildung beim BSH zu begeistern, wer-
den folgende Maßnahmen umgesetzt:

•	 Jährliche Teilnahme an Messen zum Thema Berufsfindung
✔✔ Das Ziel wurde erreicht. Jährliche Teilnahme an der Stuzubi in Hamburg.

•	 Regelmäßige Beteiligung am Zukunftstag (Girls’day/Boys’day23)
✔✔ Das Ziel wurde erreicht. Teilnahme in 2016, 2017 und 2018.

•	 Beteiligung an der Messe „Faszination Technik-Club“, Frauen im Hafen in 
maritimen Berufen.

✔✔ Dieses Ziel wurde nicht erreicht. 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf

•	 Eigene Dienstvereinbarung zum mobilen Arbeiten im BSH
✔✔ Ziel wurde erreicht. Am 1. 7. 2018 trat die Dienstvereinbarung zur Mobilen 
Arbeit beim BSH in Kraft.

•	 Überarbeitung der Dienstvereinbarung über die gleitende Arbeitszeit beim 
BSH.

✔✔ Ziel wurde erreicht. Die Kappungsgrenze wurde auf Wunsch der Beschäftig-
ten auf den 30. 4. verschoben. So kann eine bessere Vereinbarkeit von Fami-
lie, Pflege und Beruf erreicht werden. 

•	 Durchführung des Audits berufundfamilie®
✔✔ Das Ziel wurde erreicht. 2018 wurde das BSH erfolgreich auditiert und hat 
sich somit erneut als familienbewusster Arbeitgeber positioniert. Die Auditie-
rung als strategisches Managementinstrument stärkt die Arbeitgeberattrakti-
vität und führt das BSH nachhaltig zum Erfolg.

•	 Unterstützung bei Betreuungsproblemen mittels des „Familienservices“ der 
AWO

✔✔ Das Ziel wurde erreicht. Das BSH wird von der AWO dahingehend unter-
stützt. Hier besteht jedoch Optimierungsbedarf. 

•	 Mitglied im Unternehmensprogramm „Erfolgsfaktor Familie24“ werden.
✔✔ Das Ziel wurde erreicht. 

23	 Eine grenzenlose Berufsorientierung ist das Ziel der Girls’Day- und Boys’Day-Zukunftstage. Der 
	 Tag setzt seit vielen Jahren ein Zeichen für Klischeefreiheit in der Berufswahl.

24	 Das Unternehmensprogramm ist die zentrale Plattform zum Thema Vereinbarkeit von Familie und 
	 Beruf. Mit dem Unternehmensprogramm setzt sich das Bundesfamilienministerium zusammen 
	 mit den Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft (BDA, DIHK, ZDH) und dem DGB dafür ein, 
	 Familienfreundlichkeit zu einem Markenzeichen der deutschen Wirtschaft zu machen.
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Sonstige Maßnahmen

•	 Das BSH trägt dem Ansatz Rechnung, die Gleichbehandlung von Frauen 
und Männern auch sprachlich umzusetzen. Die Festlegungen hierfür trifft 
der Redaktionsleitfaden des BSH.

✔✔ Das Ziel wurde teilweise erreicht. Im Redaktionsleitfaden wurden verbind-
liche Formulierungen für gendergerechte Sprache festgelegt. Dennoch ist 
es in einzelnen Fällen notwendig, auf die Gleichbehandlung hinzuweisen. Es 
ist jedoch davon auszugehen, dass sich die Gleichberechtigung im Sprach-
gebrauch zeitnah etabliert.

•	 Durchführung von Informationsveranstaltungen für alle Führungskräfte im 
BSH zum Thema Gleichstellung.

✔✔ Das Ziel wurde erreicht. Thematisch wurde es u. a. auf dem jährlich stattfin-
den Führungskräfteforum im BSH aufgegriffen. Auch fand eine Schulung 
zum Thema Gendersensibilisierung von Führungskräften statt. 

34 G le ichs te l l ungsp lan  des  BSH 2020–2023
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5.1	
Abbau von 
Unterrepräsen-
tanzen – gerade 
in Führungs- 
und Leitungs- 
positionen

5	 Neue Ziele und Maßnahmen

Dieser Gleichstellungsplan soll die tatsächliche Durchsetzung der Gleichstel-
lung von Frauen und Männern fördern und die strukturellen Benachteiligungen 
von Frauen gezielt beheben. Um die erreichten Erfolge zu verstetigen, und da 
Frauen in Führungs- und Leitungsdienstposten immer noch unterrepräsentiert 
sind, werden folgende Ziele festgelegt:

•	 Führungs- und Leitungsdienstposten sind grundsätzlich öffentlich auszu-
schreiben.

•	 Liegen in ausreichender Zahl Bewerbungen von Frauen vor, die das in der 
Ausschreibung vorgegebene Anforderungsprofil aufweisen, müssen min-
destens ebenso viele Frauen wie Männer zu Vorstellungsgesprächen einge-
laden werden.

•	 Die Gewichtung erfolgt bei Führungs- und Leitungsfunktionen zugunsten 
der Soft Skills.

•	 Spezifische, durch Familien- oder Pflegeaufgaben erworbene Erfahrungen 
und Fähigkeiten sind zu berücksichtigen, soweit sie für die Ausübung der 
jeweiligen Tätigkeit von Bedeutung sind.25 Öffentliche Ausschreibungen wer-
den auf der Jobbörse der Arbeitsagentur und ggf. bei StepStone veröffent-
licht. 

In den nächsten zehn Jahren werden insgesamt 30 Führungs- und Leitungs-
dienstposten vakant, davon 12 im vorliegenden Berichtszeitraum. Da Frauen in 
Führungspositionen unterrepräsentiert sind, werden Leitungspositionen grund-
sätzlich öffentlich ausgeschrieben, um den Bewerberkreis zu erhöhen und den 
Forderungen des Grundgesetzes und des Bundesgleichstellungsgesetzes zu 
entsprechen. Die Besetzung einer ausgeschriebenen Position richtet sich in 
erster Linie nach Eignung, Leistung und Befähigung der sich bewerbenden 
Personen (die sich z.  B. aus den Beurteilungen ergeben), unabhängig vom 
Geschlecht. 

Gerade deshalb ist es unsere Aufgabe, das Selbstbewusstsein der Frauen zu 
stärken, sie durch gezielte Mentoring-Programme und weibliche Vorbilder zur 
Bewerbung auf Leitungs- und Führungsdienstposten zu motivieren. Durch 

25	 Vgl. hierzu § 9 Abs. 1 BGleiG
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Studien ist hinlänglich belegt, dass Frauen sich und ihre Fähigkeiten sehr kritisch 
hinterfragen. Stellen sie fest, dass ein gefordertes Kriterium im Anforderungs-
profil von ihnen nicht oder nur teilweise erfüllt wird, bewerben sie sich nicht, sie 
trauen sich einfach nicht. Als mögliche Gründe für die weibliche Zurückhaltung 
werden fehlende Strukturen in der Kinderbetreuung, diese ist nur bedingt durch 
uns steuerbar, und mangelnde Teilzeitmöglichkeiten für Führungskräfte genannt. 
Auch die Verantwortung und der stetige Anstieg der administrativen Aufgaben 
einer Führungskraft im BSH lässt die Frauen zögern. Frauen stellen nicht nur die 
große Mehrzahl der Alleinerziehenden dar, auch in vielen Beziehungen mit Part-
nern übernehmen die Frauen zum großen Teil die Kinderbetreuung. Hier kommt 
die klassische Rollenteilung (Rollenbilder)26 zum Tragen. Die Maßnahmen des 
BSH müssen also in die Richtung gehen, dass sich geeignete Frauen auf Lei-
tungspositionen überhaupt bewerben, damit sie verstärkt zum Zuge kommen 
können. Aus diesem Grund 
•	 werden Führungspositionen mit dem Hinweis auf die Möglichkeit einer Teil-

zeitbeschäftigung ausgeschrieben, es sei denn, zwingende dienstliche 
Belange stehen dem entgegen;

•	 können Führungspositionen geteilt werden (Jobsharing), soweit die stellen-
plantechnischen Voraussetzungen vorliegen;

•	 ist als wichtiges Anforderungskriterium die Kompetenz in Genderfragen und 
die Kompetenz in Mitarbeiter-/Beschäftigtenführung/-förderung fest vorge-
geben,

•	 ist in Führungspositionen Telearbeit grundsätzlich möglich. Grundsätzlich 
besteht eine Obergrenze von 30 % gemäß der aktuellen Dienstvereinbarung 
zur Telearbeit beim BSH.

Zusätzlich liegt bei Führungs- und Leitungsfunktionen eine höhere Gewichtung 
auf den Soft Skills27. Die spezifisch durch Familien- und Pflegeaufgaben erwor-
benen Erfahrungen und Fähigkeiten sind zu berücksichtigen, soweit sie für die 
Ausübung der jeweiligen Tätigkeit von Bedeutung sind.

Unabhängig davon sind alle Führungskräfte, Interessenvertretungen, die Ver-
waltung und die Gleichstellungsbeauftragte herzlich eingeladen, Frauen aktiv 
auf vakante Führungs- und Leitungsfunktionen anzusprechen und bestehende 
Bedenken bezüglich der Fähigkeit, das jeweilige Anforderungsprofil zu erfüllen, 
nach Möglichkeit zu zerstreuen. 

Die Dienststelle verfolgt mit diesen Maßnahmen das Ziel, alle Führungs- und 
Leitungspositionen zu 50 % mit Frauen zu besetzen.

26	 Bericht über die Lebenssituation – Unterschiede – Gemeinsamkeiten von Mädchen und Jungen 
	 in Deutschland.

27	 Vgl. hierzu auch die Arbeitshilfe-Personalauswahlverfahren.
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•	 Die Führungskräfte werden aufgefordert, Entwicklungsmöglichkeiten ihrer 
weiblichen Beschäftigten (insbesondere auch Teilzeitbeschäftigte) zu unter-
stützen und zu begleiten. Geeignete Kandidatinnen werden von ihren Füh-
rungskräften gezielt auf freie Positionen angesprochen und zu einer Bewer-
bung ermutigt. 

•	 Die Mitarbeit und Leitung von Projektgruppen kann als Vorbereitung einer 
Führungsrolle genutzt werden. Frauen sollen daher von Vorgesetzten gezielt 
aufgefordert werden, die Leitung von Projektgruppen zu übernehmen. Die 
Führungskräfte selbst sollen Projektleitungen nach Möglichkeit nicht selbst 
übernehmen. Die daraus resultierende Kompetenz in Mitarbeiter-/Beschäf-
tigtenführung kann bei Auswahlverfahren als Kompetenz angerechnet und 
entsprechend bescheinigt werden.

•	 Vorbereitung auf eine Führungsrolle werden vermehrt weibliche Beschäftigte 
mit Vertretungen von Leitungs- und Führungspositionen betraut. Hierbei sind 
auch Teilzeitbeschäftigte und Beschäftigte, die in Telearbeit arbeiten, zu 
berücksichtigen. Die Teilnahme an einer Führungskräfteschulung wird den 
Beschäftigten ermöglicht.

•	 Die Führungskräfte werden im Rahmen ihrer Rolle als Talentscout sowie 
Mentorinnen und Mentoren dazu aufgefordert, ihre weiblichen Teammitglie-
der besonders zu fördern, zu unterstützen und Karriereentwicklungen aufzu-
zeigen.

•	 Einführung eines Mentoring Programms für künftige Führungskräfte, das 
aktiv auf Frauenförderung und Vereinbarkeit von Familie und Beruf hinweist.  
Ein besonderer Fokus soll dabei auf die Frauen gelegt werden. Sie können 
sich in dem Programm an weiblichen Vorbildern orientieren, sich austau-
schen und sich zum internen Aufstieg ermutigen, denn sie sind in Führungs- 
und Leitungsfunktionen unterrepräsentiert. Eine Zusammenarbeit mit Behör-
den aus unserem Ressort wird angestrebt.28

Bei Vergabe von Spitzennoten wird derzeit ein ausgewogenes Verhältnis zwi-
schen Männern und Frauen realisiert. Die Verteilung innerhalb der Laufbahnen 
ist weiterhin möglichst auszugleichen. Einzig maßgebliches Kriterium für die 
Beurteilung ist die Leistung der Beamtin oder des Beamten. Teilzeit oder Telear-
beit, die zumeist von Beamtinnen in Anspruch genommen werden, dürfen keine 
nachteiligen Auswirkungen auf die Beurteilungsnote haben. 

5.3	
Beurteilungen

28	 Der DWD betreibt ein Cross-Mentoring Programm für Frauen.

5.2	
Führungskräfte-
entwicklung/
Projektleitungen
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5.5	
Fort- und 
Weiterbildung

Gemäß § 35 TVöD haben Beschäftige Anspruch auf ein schriftliches Zeugnis 
über Art und Dauer ihrer Tätigkeit, das sich auch auf Führungsqualitäten und 
Leistung erstrecken muss. Hierbei kommt ein Endzeugnis oder ein Zwischen-
zeugnis in Betracht. Auch hier ist auf die wichtigsten Fehlerquellen bei der 
Erstellung der Zeugnisse achten. Teilzeit und Telearbeit dürfen sich auch hier 
nicht negativ auswirken. 

•	 Die beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten werden für Frauen insbesondere 
auch in Teilzeittätigkeit durch dienstliche Qualifizierungen verbessert. Das 
Fortbildungsangebot wirkt in allen Bereichen auf die Gleichstellung von 
Frauen und Männern hin. Es werden insbesondere Fortbildungen für Vertre-
tungen von Führungskräften angeboten.

•	 Bei der Auswahl von Fortbildungsangeboten werden bei Inhouse-Schulun-
gen hinsichtlich Lehrveranstaltungen und Seminarunterlagen Kriterien wie 
Gleichstellung und geschlechterneutrale Sprache einbezogen. Dieses Leis-
tungsmerkmal wird in den Feedbackbögen abgefragt.

•	 Das Fortbildungsangebot berücksichtigt insbesondere die Bedürfnisse 
von Teilzeitkräften. Es ist bei jeder Fortbildung zu prüfen, ob diese auch in 
Teilzeit erfolgen kann. Sollten Teilzeitkräfte an Maßnahmen mit Vollzeitaus-
richtung teilnehmen, wird der daraus resultierende Abbau von Mehrarbeits-
stunden im Rahmen der geltenden Vorschriften flexibel gehandhabt. Das 
Fortbildungsangebot findet grundsätzlich im Rahmen der Funktionszeiten 
statt.

•	 Fortbildungen zur Genderkompetenz und zur gendersensiblen Sprache 
werden allen Beschäftigten angeboten.

•	 Zur Erleichterung des beruflichen Wiedereinstieges nach einer Unterbre-
chung der Berufstätigkeit zur Wahrnehmung von Familien- oder Pflegeauf-
gaben sind Fortbildungen von der Dienststelle anzubieten.

•	 Fallen aufgrund der Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen zusätzliche 
Betreuungskosten an, sind diese erstattungsfähig29. Dieser Hinweis ist 
bereits im Bildungsbedarfsbogen und in der Abordnung zur jeweiligen Maß-
nahme enthalten.

•	 Bei der Auswahl von Fortbildungsangeboten werden Kriterien wie Gleich-
stellung und geschlechterneutrale Sprache einbezogen und im Feedback-
bogen abgefragt.

5.4	
Zeugnisse nach 
§ 35 TVöD

29	 Vgl. hierzu die Empfehlungen zur Erstattung von Betreuungskosten für Kinder oder pflegebedürf- 
	 tige Personen nach § 10 Abs. 2 Satz 4 Nr. 2 BGleiG des BMFSJ vom 29. 1. 2019.
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5.7	
Vereinbarkeit 
von Familie, 
Pflege und 
Berufstätigkeit

Um noch mehr junge Frauen für eine Ausbildung beim BSH gerade in tech-
nischen Berufen zu begeistern, werden folgende Maßnahmen umgesetzt:

•	 Jährliche Teilnahme an Messen in Hamburg und Rostock zum Thema 
Berufsfindung und Ausbildung.

•	 Regelmäßige Beteiligung aller Standorte des BSH am Zukunftstag.

•	 Um den rückläufigen Bewerbungen auf angebotene Ausbildungsplätze im 
BSH zu begegnen, sollen künftig die Stellenausschreibungen auf Azubiyo, 
Ausbildung.de, ggf. StepStone, meinestadt.de veröffentlicht werden.

•	 Es soll ein Ausbildungsmarketing etabliert werden. Hierzu können beispiels-
weise die Schiffe, der LKW, die Gebäude und der Internetauftritt des BSH 
als Werbeflächen in Betracht kommen. 

•	 Der direkte Kontakt mit den Schulen soll ausgebaut werden. Patenschaften 
mit Schulen wären möglich. 

•	 Jährliche Beteiligung am Zukunftstag. Dieser soll u. a. zu Werbezwecken für 
eine Ausbildung im BSH genutzt werden.

•	 Neue Medien sollen für die Vermarktung des BSH als attraktiven Arbeit-
geber genutzt werden. Die Reihe Menschen@BMVI30 und die Arbeitgeber-
dachmarke sind dabei wichtige Impulsgeber.

Die Vereinbarkeit und Förderung von Familie, Pflege und Berufstätigkeit ist ein 
zentrales Ziel des Gleichstellungsplanes. Bisher wird die Vereinbarkeit durch 
gleitende Arbeitszeit, Einführung der Funktionsarbeitszeiten, individuelle Teil-
zeitmodelle, Telearbeit, Sabbatical, Mobiles Arbeiten sowie ein Familien-Büro 
nebst mobiler Ausstattung unterstützt. Um eine familienfreundliche Arbeitsum-
gebung zu schaffen und zu erhalten sowie die eigenen Beschäftigten zu unter-
stützen, sie an das BSH zu binden, damit sie sich mit dem BSH als Arbeitgeber 
identifizieren sowie um qualifizierte Fachkräfte zu binden, sind weitere Maßnah-
men sinnvoll.

Das Wissen, dass eine familienbewusste Personalpolitik ein Gewinn für das 
BSH bedeutet, wird auf ein breites Fundament gestellt. Die Maßnahmen der 
Dienststellenleitung ermöglichen den Führungskräften, in allen Bereichen flexi-
bel auf Beschäftigte mit Familien- und Pflegepflichten einzugehen. Verständiges 
Miteinander und Solidarität unter Beschäftigten mit unterschiedlichen Arbeits-
modellen ist ein wichtiger Aspekt für Zielerreichung und wird insbesondere von 

30	 https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/K/bmvi-menschen-im-bmvi.html

5.6	
Ausbildung
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Führungskräften aktiv vermittelt. Insbesondere soll der Situation von Alleinerzie-
henden Rechnung getragen werden. Sie sind besonders zu fördern und zu 
unterstützen. Die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf wird auch für Füh-
rungskräfte durch organisatorische Maßnahmen sichergestellt. Neben den 
bereits oben skizzierten Maßnahmen werden folgende Ziele vereinbart:

•	 Re-Auditierung im Audit berufundfamilie® im Jahr 2021.

•	 Familienfreundliche und lebensphasenbewusste Personalpolitik sowie fami-
liengerechte Arbeitsbedingungen weiterhin nachhaltig steuern und umset-
zen. Dazu gehören:

ll Zügige Entwicklung der strukturierten Darstellung von familienbedingten 
Auszeiten (Elternzeit, Pflege) anhand eines Vier-Phasen-Modells und Ins-
trumenten (Checklisten).

ll Für einen guten Umgang mit Vereinbarkeitssituationen werden passende 
Maßnahmen der Qualitätssicherung bereitgestellt (Checklisten zur Anpas-
sung der Arbeitsverteilung im Team aufgrund veränderter Arbeitszeiten).

ll Aktive Vermarktung der familienbewussten Personalpolitik nach innen und 
außen. Darstellung bei sich bietenden Gelegenheiten: Marktstände bei 
der Veranstaltung für neue Beschäftigte, Personalversammlungen, Tag 
der offenen Tür, Z-Talk, etc.

ll Einführung eines Führungskräfte-Stammtisches im BSH. Hier können sich 
die Führungskräfte u. a. zum Thema Vereinbarkeit austauschen.

ll Sensibilisierung der Beschäftigten für existierende Rollenbilder und Ste-
reotypen und Möglichkeiten, diese zu ändern, im Rahmen von Seminaren.

ll Weiterentwicklung des Seminares Genderkompetenz für Führungskräfte 
im BSH.

ll Prüfung, ob Belegkitaplätze für die Beschäftigten zur Verfügung gestellt 
werden können.

ll Erweiterung des Angebotes zur Notfallbetreuung von Kindern und Ange-
hörigen.

ll Ermöglichung einer betrieblichen Kinderferienbetreuung.
ll Angebot von Informationsveranstaltungen zum Thema Elternzeit für Väter, 
um so einen weiteren Anstieg der durchschnittlich von Vätern in Anspruch 
genommenen Elternzeit (4 Monate) zu erreichen.

ll Die geforderte Darstellung des beruflichen Aufstieges gemäß § 13 Abs. 1 
BGleiG von Frauen und Männern, die Maßnahmen zur besseren Verein-
barkeit von Familie, Pflege und Berufstätigkeit in Anspruch genommen 
haben, im Vergleich zu den Beschäftigten, die solche Maßnahmen nicht 
in Anspruch genommen haben, soll im Rahmen eines Projektes oder For-
schungsauftrages31 erfolgen.

31	 Das UBA hat hierzu bereits einen Forschungsauftrag durchgeführt.
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5.8	
Sonstige 
Maßnahmen

•	 Jährliche Durchführung von Selbstverteidigungskursen für Frauen und Män-
ner.

•	 Sämtliche Maßnahmen, Projekte, Gesetzesinitiativen etc. sind auf eine 
geschlechtsneutrale Ausgestaltung hin zu prüfen.

•	 Das BSH trägt dem Ansatz Rechnung, die Gleichbehandlung von Frauen 
und Männern auch sprachlich umzusetzen. Die Festlegungen hierfür trifft 
der Redaktionsleitfaden des BSH, der für alle Beschäftigten des Hauses, 
insbesondere für alle internen und externen Veröffentlichungen, verbindlich 
ist. Die Sicherstellung der Umsetzung und Einhaltung liegt bei der Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit.

•	 Im Geltungszeitraum soll eine Informationsveranstaltung für alle Führungs-
kräfte im BSH zum Thema Gleichstellung durchgeführt werden, um für die 
notwendige Sensibilisierung zu sorgen. Die Moderation durch eine externe 
Expertin bzw. einen externen Experten wird angestrebt.

•	 Im Geltungszeitraum sind alle Beschäftigten zum Thema Sexuelle Belästi-
gung am Arbeitsplatz zu sensibilisieren. Dem AGG ist hierbei Rechnung zu 
tragen.

•	 Der Zugriff auf das BSH Intranet soll auch bei Abwesenheiten (Elternzeit, 
Sonderurlaub etc.) ermöglicht werden.
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Der Gleichstellungsplan wird für den Zeitraum 1. 5. 2020 bis 31. 12. 2023 in Kraft 
gesetzt. Er wird für alle Beteiligten im Inter- und Intranet veröffentlicht und allen 
Führungskräften gesondert per E-Mail zur Verfügung gestellt. Die Maßnahmen 
zur Durchsetzung des Planes werden allen Führungskräften und Beschäftigten 
in einer verpflichtenden Infoveranstaltung vorgestellt.

Nach zwei Jahren (31. 3. 2022) erfolgt eine Aktualisierung gemäß § 12 Absatz 1 
BGleiG unter Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten. Bei dieser Anpas-
sung sind insbesondere die Gründe sowie ergänzende Maßnahmen aufzuneh-
men, wenn erkennbar ist, dass die Ziele des Gleichstellungsplans sonst nicht 
oder nicht innerhalb der vorgesehenen Zeit erreicht werden können.

6	 Veröffentlichung und Aktualisierung
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